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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

11.12.2013 

Geschäftszahl 

2012/12/0165 

Rechtssatz 

Die Mitglieder einer Begutachtungskommission, mag diese auch bloß in analoger Anwendung der 
entsprechenden Vorschriften des AusG 1989 eingerichtet worden sein, insbesondere dann, wenn sich die 
Dienstbehörde - wie vorliegend - zentral am Ergebnis dieser Begutachtungskommission orientiert, sind 
ungeachtet ihrer Unabhängigkeit im Verständnis des § 2 Abs. 4 B-GlBG 1993 als Vertreter des Dienstgebers 
aufzufassen, weil sie auf dessen Seite maßgeblich Einfluss auf Personalangelegenheiten des Antragstellers als 
Bewerber um den freien Arbeitsplatz haben. 

Diskriminierungshandlungen seitens der Begutachtungskommission oder ihrer Mitglieder im Zusammenhang 
mit dem Begutachtungsverfahren wären daher dem Dienstgeber zuzurechnen. 


